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Frau Bundesministerin
Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES
Bundesministerium für europäische und
internationale Angelegenheiten
MinoritenplatzB
1010 Wien

Wien, am 8.10.2026

Betrifü: UN-Vertrag zu Wirtschaft und Menschenrechten -
Konstruktiver Beitrag Osterreichs in der 12, Verhandlungsrunde

Sehr geehrte Frau Bundesministerin!

Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen hat 2014 eine Arbeitsgruppe
eingerichtet und dieser das Mandat zur Ausarbeitung eines völkerrechtlich
verbindlichen UN-Vertrages zu Wirtschaft und Menschenrechten erteilt (Resolution
A/HRC/RES/26/9). Seit 2015 findet jährlich eine Verhandlungsrunde im Rahmen der
Arbeitsgruppe in Genf statt. Der UN-Treaty-Prozess zielt darauf ab, ein internationales
Menschenrechtsabkommen mit klaren Regeln für Unternehmen und effektiver
Rechtsd u rchsetzu ng fü r Betroffe ne zu schaffe n.

Laut dem Globalen Rechtsindex 20261 des lntemationalen Gewerkschaftsbundes
nehmen Verstöße gegen international anerkannte Arbeitnehmer:innenrechte wie das
Recht auf Vereinigungsfreiheit und Kollektiwerhandlungen weltweit stetig zu. Weniger
als 20Yo der 10.000 größten börsennotierten Unternehmen weltweit bewerten Sozial-
und Umweltrisiken in ihren Lieferketten.2 Der Östeneichische Gewerkschaftsbund und
die Bundesarbeitskammer betonen daher die Notwendigkeit und Dringlichkeit eines
rechtsverbind I ichen Abkommens.

Der UN-Treagr.Prozess

. OGB und AK haben den UN-Treaty-Prozess von Anfang an unterstütä und begrüßen
Österreichs Teilnahme an den bisherigen 11 Verhandiungsrunden, ebenso wie die
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Teilnahme an der 12. Verhandlungsrunde von 12. bis 16. Oktober2026. Somit beweist
Österreich nicht nur im Hinblick auf die nichtständige Mitgliedschaft im Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen 2A27-2028 Engagement für Dialog, Multilateralismus und eine
regelbasierte Weltordnung. Wir bedauem jedoch, dass Österreich sich in den
Verhandlungsrunden zum UN-Treaty bisher nicht zu Wort gemeldet hat.

ÖCg und AK fordern, dass österreich sich in der diesfährigen
12. Verhandlungsrunde zum UN-Vertrag zu Wirtschaft und Menschenrechten
konstruktiv einbringt. österreich möge sich für einen starken verbindlichen
Treaty im Sinne der Arbeitnehmer:innen aussprechen und sich aktiv an den
Verhandlungen beteiligen.

lm März 2026 lrat die EU-Lieferkettenrichtlinie (Richtlinie über die Sorgfaltspflichten
von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit) in Kraft. Obwohl der UN-Treaty
dieselbe Thematik abdeckt, hat die EU-Kommission bislang kein Verhandlungsmandat
für den UN-Treaty-Prozess vorgelegt. ln den vergangenen Jahren haben sich einzelne
EU-Mitgliedstaaten (Frankreich3, Deutschlanda, Portuga15, Dänemark6 und die
NiederlandeT) in den Verhandlungsrunden zu Wort gemeldet.

Konstruktiver Beitrag österreichs

Nach mehr als zehn Jahren stellt die diesjährige 12. Verhandlungsrunde ein
entscheidendes Moment dar; nicht zuletzt, da der Vorsitzende der Arbeitsgruppe einen
neuen Treaty-Entwurf nach Abschluss der Verhandlungsrunde in Aussicht stellt.s

Sehr geehrte Frau Bundesministerin!

ln lhrer Rede vor der 81. Generalversammlung der Vereinten Nationen am 24.
September 2O26 in New York haben Sie Österreichs Einsatz für eine regelbasierte
Weltordnung betont. Aus der Sicht von ÖGg unO AK müssen Menschenrechte dabei
im Zentrum stehen. Wir ersuchen Sie daher, zu veranlassen, dass Österreich sich in
der diesjährigen Verhandlungsrunde zum UN-Vertrag für Wirtschaft und
Menschenrechte konstruktiv einbringt und aktiv an den Verhandlungen beteiligt.
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